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Hreußiſche Geſetzſammlung 


Nr. 15. 
Inhalt: Geſetz, betreffend die Erweiterung des Stadtkreiſes Eſſen, S. 77. — Geſetz, betreffend die Er— 
weiterung des Stadtkreiſes Herne, S. 83. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 
10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Ur 
kunden uſw., S. 92. 


(Nr. 10884.) Geſetz, betreffend die Erweiterung des Stadtkreiſes Eſſen. Vom 13. April 1908. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: ü 
Einziger Paragraph. 

Die Landgemeinde Huttrop wird vom 1. April 1908 ab, unter Abtrennung 
von dem Landkreiſe Eſſen, der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Eſſen nach 
Maßgabe des in der Anlage abgedruckten Vertrags vom 7/10. Februar 1908 
einverleibt. nn 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Achilleion, Korfu, den 13. April 1908. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. Delbrück. Beſeler. Breitenbach. 
v. Arnim. v. Moltke. Holle. Sydow. 


Geſetzſeaammlung 1908 (Ir. 1088410888.) 20 
Ausgegeben zu Berlin den 27. April 1908. 


Vertrag. 


wischen der Stadtgemeinde Eſſen, vertreten durch den Oberbürgermeiſter, einer⸗ 
ſeits, und der Gemeinde Huttrop, vertreten durch den Bürgermeiſter zu Stoppen⸗ 
berg und den Gemeindevorſteher zu Huttrop, anderſeits, wird über die Ver⸗ 
einigung der Gemeinde Huttrop mit der Stadt Eſſen nachſtehender Vertrag 
geſchloſſen: 
GR 

Die Stadt Eſſen und die Gemeinde Huttrop treten zu einer einzigen unter 
einer Verwaltung ſtehenden Stadtgemeinde Eſſen zuſammen. Es werden mithin 
alle Einwohner der erweiterten Stadtgemeinde, ſoweit nachſtehend nicht etwas 
Abweichendes beſtimmt iſt, hinſichtlich aller Rechte und Pflichten, die mit der 
Gemeindeangehörigkeit verknüpft ſind, ſowie hinſichtlich der Benutzung der beider⸗ 
ſeitigen Gemeindeanſtalten einander gleichgeſtellt. Der Bezirk der früheren Ge⸗ 
meinde Huttrop erhält die Bezeichnung „Eſſen⸗Huttrop “. 


9 2. 

Das geſamte Vermögen beider Gemeinden wird bei der Vereinigung in 
Aktiven und Paſſiven zu einem Ganzen verſchmolzen. Die erweiterte Stadt: 
gemeinde tritt ſomit in alle privatrechtlichen Befugniſſe und Verbindlichkeiten der 
Einzelgemeinden Eſſen und Huttrop als deren Rechtsnachfolgerin ein. Insbeſondere 
tritt die Geſamtgemeinde für den Bezirk der früheren Gemeinde Huttrop in die 
Verträge: : 

J. mit dem Gelſenkirchener Waſſerwerke, betreffend Benutzung der Gemeinde⸗ 

wege zur Rohrverlegung, vom 18. April 1899; 
2. mit dem Steeler Gas⸗ und Waſſerwerke, betreffend Gaslieferung, vom 
17. September 1896; 

3. mit dem Steeler Gas- und Waſſerwerke, betreffend Waſſerlieferung, 

. vom 30. Auguſt 1897; % 

4. mit dem Konſortium Bank für Handel und Induſtrie zu Darmſtadt 

und Hermann Bachſtein Berlin, betreffend elektriſche Straßenbahn, 
vom 29. September 1894. 


§ 3, 
Mit dem Tage der Vereinigung übernimmt die Verwaltung der Stadt 
Eſſen die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten der bisherigen Einzelgemeinden. 


N 

Die Zahl der Stadtverordneten der erweiterten Stadtgemeinde Eſſen wird 
vom Tage der Vereinigung bis zum 31. Dezember 1914 um 1 erhöht. Die 
für die bisherige Stadt Eſſen gewählten Stadtverordneten bleiben im Amte. 
Dagegen wählt der Gemeinderat von Huttrop aus der Zahl ſeiner Mitglieder 
1 Stadtverordneten hinzu. 

Bei der allgemeinen Ergänzungswahl Ende 1914, wo dieſer von dem 
Huttroper Gemeinderate gewählte Stadtverordnete ausſcheidet, bildet die erweiterte 
Stadtgemeinde einen einheitlichen Wahlbezirk, gleichzeitig wird die Zahl der Stadt⸗ 
verordneten der Geſamtgemeinde auf 54 herabgeſetzt. 

Für dieſe und die folgenden Ergänzungswahlen bis zum Jahre 1920 gilt 
die Vorſchrift, daß ſtets mindeſtens 2 der Eſſener Stadtverordneten im Bezirke 
der früheren Gemeinde Huttrop wohnhaft und darunter 1 anſäſſig ſein muß. 

Für den Fall, daß der bis 1914 vom Gemeinderate Huttrop gewählte 
Stadtverordnete vor Ablauf des Jahres 1914 ausſcheidet, bildet die frühere 
Gemeinde Huttrop für die Erſatzwahl einen eigenen Wahlbezirk, wobei das Los 
entſcheidet, welche Wählerklaſſe die Erſatzwahl vorzunehmen hat. 

Solange die frühere Gemeinde Huttrop nach Maßgabe dieſes § 4 einen 
beſonderen Wahlbezirk bildet, wird den ſtimmfähigen Bürgern dieſes Bezirkes 
eine Beteiligung an der Baudeputation der Geſamtgemeinde durch ein Mitglied 
eingeräumt. Dieſes Mitglied wird erſtmalig von dem Gemeinderate Huttrop, 
bei Erlöſchen des Mandats von der Stadtverordnetenverſammlung der vereinigten 
Stadtgemeinde Eſſen gewählt. 


§ 5. 

Die erweiterte Stadtgemeinde übernimmt die Verpflichtung, den zur Emſcher 
entwäſſerbaren Teil der durch Huttrop führenden Provinzialchauſſee innerhalb 
von 3 Jahren zu kanaliſieren, zu pflaſtern, für die weitere Strecke bis zur Steeler 
Gemeindegrenze ſofort ein Kanaliſationsprojekt aufzuſtellen und dieſe Strecke 
innerhalb weiterer 4 Jahre zu pflaſtern. 

Möglichſt bald nach der Eingemeindung ſoll längs der ganzen Straße auf 
der nördlichen Seite ein Plattengang oder eine gleichartige Befeſtigung hergeſtellt 
werden, ſoweit das Land unentgeltlich abgetreten wird. 

Ebenſo übernimmt die erweiterte Stadtgemeinde die Verpflichtung, innerhalb 
Jahresfriſt nach dem Eingemeindungstermine das in Huttrop liegende Stück der 
Rellinghauſener Straße von der Eſſener Grenze bis zur Franzſtraße zu regulieren, 
zu kanaliſteren und nach Bedürfnis mit Bürgerſteig zu verſehen. 5 

Auch wird ſie ihren Einfluß bei der Süddeutſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
dahin geltend machen, daß innerhalb der gleichen Zeit ein zweites Straßenbahn⸗ 
gleis auf der Chauſſeeſtraße mindeſtens bis zur Steeler Grenze (Tierparkweiche) 
gelegt und in Betrieb genommen wird. 
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85 

Die erweiterte Stadtgemeinde ift verpflichtet, die Aufſtellung eines einheit- 
lichen Bebauungsplans für die ganze Gemeinde Huttrop ſofort in Angriff zu 
nehmen und ohne Aufenthalt, längſtens aber binnen 2½ Jahren nach dem Ein- 
gemeindungstermine, zu Ende zu führen. 

Baldmöglichſt, ſpäteſtens bis zum ſelben Zeitpunkte, wird, vorbehaltlich 
etwaiger Abänderungen infolge des allgemeinen Bebauungsplans für die Roß⸗ 
bachſtraße, für die Grenzſtraße bis zur Bergerhauſener Straße, für die Schwanen⸗ 
buſchſtraße 300 Meter weit von der Provinzialſtraße ab und für die Siepen⸗ 
ſtraße in ihrer nordweſtlichen Hälfte die Feſtſetzung der Straßen⸗ und Bauflucht⸗ 
linien und Höhenlage ſowie die Beſchlußfaſſung über die Inausſichtnahme des 
anbaufähigen Ausbaues von der Vertretung der erweiterten Stadtgemeinde er⸗ 
olgen. 

85 Das für den bisherigen Huttroper Bezirk vorhandene Kanaliſationsprojekt 
ſoll nötigenfalls abgeändert und nach Maßgabe des vorhandenen Bedürfniſſes 
ausgeführt werden. | 

Die Herwarth⸗, Diedenhofener, Hohe „Grenz- und Schwanenbuſch⸗Straße 
von der Provinzialchauſſee bis zur Siepenſtraße ſollen im Laufe des erſten 
Jahres, die Bergerhauſener Straße bis zur Grenzſtraße und die Frillendorfer Straße 
bis zur Knaudtſtraße ſollen im Laufe des zweiten Jahres nach erfolgter Einge⸗ 
meindung mit einer angemeſſenen Gas⸗ oder elektriſchen Straßenbeleuchtung ver⸗ 
ſehen werden. Auch ſollen binnen eines weiteren Jahres die Reſtſtrecke der 
Bergerhauſener Straße und der Frillendorfer Straße mit einer angemeſſenen Straßen⸗ 
beleuchtung verſehen werden. 

Die übrigen jetzt beſtehenden Gemeindewege der früheren Gemeinde Huttrop 
werden ſpäteſtens dann mit Straßenbeleuchtung verſehen, wenn ein Achtel der 
Frontlänge des Weges mit Wohn- oder Betriebsgebäuden beſetzt iſt. 


NW 
Die erweiterte Stadtgemeinde übernimmt die Verpflichtung, das von der 
Gemeinde Huttrop zu Friedhofszwecken jüngſt erworbene Grundſtück für dieſen 
Zweck zu verwenden oder ein Grundſtück gleicher Größe an gelegener Stelle in 
Huttrop hierfür zur Verfügung zu ſtellen. 


§8. 

Bis zum 1. April 1914 werden im Bezirke Huttrop ſtatt der im Eſſener 
Bezirk eingeführten Grundſteuer nach dem gemeinen Werte wie bisher Zuſchläge 
zur ſtaatlich veranlagten Grund- und Gebäudeſteuer erhoben. 

Nach Ablauf dieſer Zeit follen landwirtſchaftlich benutzte Grundſtücke, die 
zu einem landwirtſchaftlichen Betriebe gehören, in welchem mindeſtens 1 Hektar in 
der früheren Gemeinde Huttrop belegenen Landes landwirtſchaftlich bewirtſchaftet 
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wird, nur mit 25 Prozent der eingeſchätzten Normalſätze der Grundſteuer nach 
dem gemeinen Werte zur Gemeindeſteuer herangezogen werden. 

Die Eſſener Wertzuwachsſteuerordnung wird mit der Maßgabe eingeführt, 
daß zur Ermittlung der Wertſteigerung im Sinne des $ 5 der Eſſener Steuer- 
ordnung in der Berechnung nicht weiter als bis zum 1. April 1898 zurückgegangen 
werden darf. 

Bis zum 1. April 1914 wird denjenigen Perſonen, welche am 1. Juli 1907 
im Huttroper Gemeindebezirke veranlagt waren oder ihren Wohnſitz hatten, bei 
der für die Bedürfniſſe der erweiterten Stadtgemeinde zu erhebenden Gemeinde⸗ 
einkommen⸗, Grund- und Gebäude- ſowie Gewerbeſteuer eine Minderbelaſtung 
in der Weiſe zugeſtanden, daß bis zu jenem Zeitpunkte von dieſen Perſonen an 
Zuſchlägen zur ſtaatlich veranlagten Einkommen-, Grund- und Gebäude- fowie 
Gewerbeſteuer je 20 Prozent weniger erhoben werden als von den Einwohnern 
der alten Stadt Eſſen. Dieſe Vergünſtigung gilt bei der Einkommenſteuer für 
das Einkommen aus Grundbeſitz und Gewerbebetrieb nur, ſoweit das Einkommen 
in der früheren Gemeinde Huttrop erzielt wird. Dieſe Steuerermäßigung erliſcht, 
wenn ein Steuerpflichtiger feinen Wohnſitz aus dem Gemeindebezirk Eſſen-Huttrop 
verlegt hat, und bleibt erloſchen, auch wenn er ihn dann in dieſen Bezirk wieder 
zurückverlegt. 

9% 

Die erweiterte Stadtgemeinde iſt nicht berechtigt, von denjenigen Straßen⸗ 
anliegern im bisherigen Bezirke Huttrop Nachforderungen zu erheben, die ihre 
ortsſtatutariſchen Verpflichtungen gegenüber der Gemeinde Huttrop erfüllt haben. 
Wer bis zum 1. Januar 1908 genehmigungsfähige Baugeſuche bei der zuſtändigen 
Baupolizeibehörde eingereicht hat, wird noch nach den Beſtimmungen des Hut⸗ 
troper Ortsſtatuts, wer ſpäter einreicht, nach denen des Eſſener Ortsſtatuts 
behandelt. s 


$ 10. 


Mit dem Tage der Vereinigung treten die in der Stadt Eſſen geltenden 
Polizeiverordnungen, Ortsſtatute, Ordnungen, Regulative und Gemeindebeſchlüſſe 
auch in dem Huttroper Gemeindebezirk in Kraft, ſoweit nicht der vorliegende 
Vertrag Einſchränkungen vorſieht. 

Der Schlachthauszwang ſoll innerhalb des Bezirkes der Gemeinde Huttrop 
auf das Schlachten für den eigenen Bedarf bis zum 31. Dezember 1925 nicht 
ausgedehnt werden. Auch ſoll denjenigen Metzgern Huttrops, welche im Beſitze 
von gewerbepolizeilich konzeſſionierten Schlachthäuſern ſind, die Benutzung ihrer 
Anlage noch auf die Dauer von drei Jahren nach der Vereinigung geſtattet ſein. 


Ser 


Inſofern durch die Eingemeindung eine Unterbrechung der Friſt zum Er⸗ 
werbe des Unterſtützungswohnſitzes für die Einwohner der Gemeinde Huttrop 


oder der Gemeinde Eſſen eintritt, übernimmt die erweiterte Stadtgemeinde die 
Verpflichtung, von den lediglich aus der Unterbrechung der Friſt ihr erwachſenen 
Rechten (Anſprüchen oder Einwendungen) anderen Armenverbänden gegenüber 
keinen Gebrauch zu machen. 


§ 12. 


Der Oberbürgermeiſter der Stadt Eſſen wird Bürgermeiſter, die Beigeord⸗ 
neten der Stadt Eſſen werden Beigeordnete der Geſamtgemeinde mit ihren bis⸗ 
herigen Bezügen und Anſtellungsbedingungen. 

Die ſämtlichen übrigen Gemeindebeamten ſowohl der Stadt Eſſen wie der 
Gemeinde Huttrop beziehungsweiſe die in dem mit der Bürgermeiſterei Stoppen⸗ 
berg abzuſchließenden Vertrage beſonders aufzuführenden Beamten der letzteren 
Bürgermeiſterei treten auf Grund ihrer bisherigen Beſoldungsverhältniſſe und 
ſonſtigen Anſtellungsbedingungen in den Dienſt der Geſamtgemeinde. 

Dieſe Beamten der Gemeinde Huttrop beziehungsweise die in dem mit der Bürger⸗ 
meifterei Stoppenberg abzuschließenden Vertrage beſonders aufzuführenden Beamten 
dieſer letzteren Bürgermeisterei ſollen durch beſonderen Beſchluß der Stadtverord- 
netenverſammlung der Geſamtgemeinde in die Beſoldungsordnung eingereiht 
werden, welche zur Zeit der Eingemeindung für die Angeſtellten der Stadt Eſſen 

ültig iſt. ö ö 
en Allen Beamten und Angeftellten ift bei ihrer Verſetzung in den Ruheſtand 
die ruhegehaltsberechtigte Dienſtzeit, auf welche ſie bisher Anſpruch hatten, in 
vollem Umfang anzurechnen. 8 

Die Lehrer und Lehrerinnen der Huttroper Volksſchulen treten in die 
Einkommensverhältniſſe der Lehrperſonen der Stadt Eſſen ein, unter Anrechnung 
der in Huttrop der Einkommensberechnung zu Grunde gelegten Dienſtjahre. 

Sofern die Beamten und Lehrperſonen zur Zeit der Vereinigung ein höheres 
Einkommen beziehen ſollten, als ihnen nach den Gehaltsordnungen der Stadt 
Eſſen zuſtehen würde, bleibt ihnen ihr früheres Einkommen belaſſen. Der zur 
Zeit im Wege des Vertrags als Gemeinde-, Armen⸗ und Schularzt für die 
Gemeinde Huttrop angenommene Arzt wird bis auf weiteres unter ſinngemäßer 
Anwendung der für die Stadtärzte der Stadt Eſſen geltenden Annahme- und 
Beſoldungsbedingungen für die entſprechenden Funktionen in dem Gemeindeteil 
Eſſen⸗Huttrop von der erweiterten Stadtgemeinde übernommen. 


§ 13. 


Die Beſtimmungen dieſes Vertrags mit Ausnahme des § 8 Abſ. 2 können 
nur abgeändert werden, wenn die Mehrheit der Stadtverordnetenverſammlung 
dieſes beſchließt. Solange die frühere Gemeinde Huttrop ein beſonderer Wahl⸗ 
bezirk bleibt, muß außerdem noch der Vertreter dieſes Bezirkes dieſer Anderung 
zuſtimmen, auch darf ſolange aus der Anderung weder eine ſteuerliche Mehr⸗ 
belaſtung für die durch § 8 Begünſtigten erwachſen, noch hinſichtlich der Ver⸗ 


tretung der Gemeinde und der Beſtimmungen über Straßenbau und Straßen 
beleuchtung (§§ 5 und 6) eine u zu Ungunſten der früheren Ge 
meinde Huttrop eintreten. 


Eſſen, den 7. Februar 1908. Stoppenberg, den 10. Februar 1908. 


Der Oberbürgermeiſter. Der Bürgermeiſter. Der Gemeindevorſteher. 
(Siege) Holle. (Siege) Meyer. Hoveſcheidt. 


(Nr. 10885.) Geſetz, betreffend die Erweiterung des Stadtkreiſes Herne. Vom 13. April 1908. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
Einziger Paragraph. i 
Die Landgemeinden Baukau und Horſthauſen werden vom 1. April 1908 


ab, unter Abtrennung von dem Landkreiſe Bochum, der Stadtgemeinde und 
dem Stadtkreiſe Herne nach Maßgabe der in den Anlagen J und II abgedruckten 


18. Januar 
14. Februar 1908 und 18. Januar 1908 einverleibt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Achilleion, Korfu, den 13. April 1908. 


Verträge vom 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. Delbrück. Beſeler. Breitenbach. 
v. Arnim. v. Moltke. Holle. Sydow. 


Vertrag. 


Swifchen der Stadt Herne, vertreten durch den Magiſtrat, dieſer handelnd 
auf Grund der Beſchlüſſe des Magiſtrats und der Stadtverordnetenverſammlung 
vom 13. und 16. Januar und 14. Februar 1908, einerſeits, und der Land— 
gemeinde Baukau, vertreten durch den Amtmann Dr. la Roche und Gemeinde— 
vorſteher Saſſenhoff zu Baukau, letztere handelnd auf Grund der Beſchlüſſe 
der Gemeindevertretung Baukau vom 17. Januar und 14. Februar 1908, 
anderſeits, iſt heute nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen und urkundlich voll⸗ 
zogen worden: 
$1. 

Dom 1. April 1908 ab treten die Stadt Herne und die Landgemeinde 
Baukau zu einer einzigen, unter einer Verwaltung ſtehenden Stadtgemeinde 
Herne zuſammen. Es werden mithin alle Einwohner des erweiterten Stadt⸗ 
bezirkes, ſoweit nachſtehend nicht etwa Abweichendes beſtimmt iſt, hinſichtlich 
aller Rechte und Pflichten, welche mit der Gemeindeangehörigkeit verknüpft ſind, 
ſowie rückſichtlich der beiderſeitigen Gemeindeanſtalten einander gleichgeſtellt. 


92. 

Das ſämtliche Vermögen der Stadt Herne ſowie der Landgemeinde 
Baukau wird bei der kommunalen Vereinigung in Aktiven und Paſſiven zu 
einem Ganzen verſchmolzen. Die vereinigte Stadgemeinde tritt ſomit in alle 
privatrechtlichen Befugniſſe und Verbindlichkeiten der Einzelgemeinden Herne und 
Baukau als deren Rechtsnachfolgerin ein. 


§3. 

Mit dem Tage der Vereinigung übernimmt die Stadtverwaltung von 
Herne die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten von Baukau ſowie die dem 
Gemeindevorſtande daſelbſt zugewieſenen ſtaatlichen Obliegenheiten. Die Stadt— 
verwaltung von Herne tritt in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, welche 
nach Geſetz oder auf Grund beſonderer Rechtstitel der Gemeindeverwaltung von 
Baukau zuſtehen oder obliegen. 

: $A. 

Die in Herne beftehende Einrichtung des Gemeindeweſens ſowie die da- 

ſelbſt geltenden Steuerordnungen, Ortsſtatute, Reglements, Polizeiverordnungen 


und Gemeindebeſchlüſſe erhalten mit dem Tage der Vereinigung in dem Baukauer 
Bezirke Wirkſamkeit, ſoweit nachſtehend nicht etwa Abweichendes beſtimmt wird. 

Der Erſte Bürgermeiſter von Herne hat die zum Zwecke der Einführung 
erforderlichen Anordnungen zu treffen. 


2 


5. i 

Bis zum 1. Januar 1916 bildet die jetzige Landgemeinde Baukau im 
Stadtbezirke Herne einen beſonderen Wahlbezirk. 

Die Harpener Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft in Dortmund, deren Betriebs— 
ftätte ſich auch über die Stadt Herne erſtreckt, behält ihr Wahlrecht auch in 
dieſem Gemeindebezirke. 

Die Zahl der Stadtverordneten der erweiterten Stadtgemeinde Herne wird 
vom Tage der Vereinigung um 9 Mitglieder, und zwar um 3 für jede Ab— 
teilung, erhöht. Die jetzigen Gemeindeverordneten der Landgemeinde Baukau 
werden, ſoweit ſie nicht Mitglieder des Magiſtrats werden (§ 6), als Stadt— 
verordnete übernommen. Der Reſt iſt durch die betreffenden Abteilungen im 
November 1908 zu wählen. Alle zwei Jahre, erſtmalig zum 1. Januar 1909, 
ſcheidet von jeder Abteilung ein Mitglied aus. Die zum erſten Male Aus⸗ 
ſcheidenden werden durch das Los beſtimmt. Die Ergänzungswahlen finden in 
Baukau und Herne gleichzeitig ſtatt. Die 9 Stadtverordneten von Baukau 
müſſen bis zum 1. Januar 1916 im Bezirke dieſer Landgemeinde ihren Wohn— 
ſitz haben. i 

: $ 6. 

Dem Magiſtrate der Stadt Herne treten 3 unbeſoldete Magiſtratsmitglieder, 
darunter ein Beigeordneter, aus der Landgemeinde Baukau hinzu. Dieſe drei 
Magiſtratsmitglieder müſſen bis zum 1. Januar 1914 ihren Wohnſitz in der 
Landgemeinde Baukau haben. 


8 75 

Vor Abſchluß des Vereinigungsvertrags iſt die Abfindung der Anſprüche 
des Amtmanns durch einen beſonderen Vertrag zwiſchen ihm und der Stadt 
Herne zu regeln. Der Gemeindevorſteher wird Beigeordneter ($ 6) und Mitglied 
des Stadtausſchuſſes; die beiden anderen Magiſtratsmitglieder (§ 6) werden das 
erſte Mal von der Gemeindevertretung Baukau beſtimmt. 

Den Magiſtratsmitgliedern und den Stadtverordneten aus der Land⸗ 
gemeinde Baukau wird eine entſprechende Beteiligung an den ſtädtiſchen Kom— 
miſſionen (Ausſchüſſen, Deputationen uſw.) eingeräumt. Die hiernach auf Baukau 
entfallenden Mitglieder der Schuldeputation (§ 44 des Geſetzes, betreffend die 
Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen, werden zum erſten Male von der Ge— 
meindevertretung von Baukau gewählt. 

Die Stadt Herne iſt ferner verpflichtet, die übrigen in der Amtsverwaltung 
Baukau angeſtellten Beamten, ſoweit ſie das 21. Lebensjahr vollendet haben, 
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unter Bedingungen zu übernehmen, die eine Verſchlechterung ihrer bisherigen 
Anſtellungs⸗ und Beſoldungsverhältniſſe ausſchließen und auch ihrer bisherigen 
Stellung und beruflichen Verwendung angemeſſen find. 

Die in der Stadt Herne beſtehenden Gehaltsregulative finden auf dieſe 
Beamten Anwendung, wenn ſie auf Befragen ihr Einverſtändnis erklärt haben, 
andernfalls bleiben ihre bisherigen Ordnungen auch ferner für ſie maßgebend. 
Sollten die Beamten die Herner Gehaltsordnung anerkennen, aber jetzt ſchon ein 
höheres Gehalt beziehen, ſo bleibt ihnen letzteres belaſſen. 

Bezüglich ihrer Penſionierung und Witwen- und Waiſenverſorgung treten 
die Herner Statuten, ſoweit ſie günſtigeres enthalten „in Wirkſamkeit und ſoweit 
die Zugehörigkeit zu der Weſtfäliſchen Witwen⸗ und Waiſenverſorgungskaſſe eine 
andere Regelung nicht notwendig macht. 


e 88. 

In den erſten auf die Vereinigung folgenden 5 Jahren darf für den Be⸗ 
zirk der jetzigen Landgemeinde Baukau eine Wertzuwachsſteuer und in den erſten 
10 Jahren der Schlachtzwang für das nicht gewerbsmäßige Schlachten nicht ein⸗ 
geführt werden. Ebenſo ſind in dem Zeitraume von 10 Jahren von den Ein⸗ 
geſeſſenen der Gemeinde Baukau für Lieferung elektriſcher Energie zu Kraft⸗ und 
Beleuchtungszwecken keine höheren Preiſe zu erheben, als ſie in dem Vertrage, 
der zwiſchen der Gemeinde Baukau und der Geſellſchaft Weſtfalen abgeſchloſſen 
iſt, vorgeſehen ſind. - 


$ 9. 
In den erſten 5 Jahren nach der Vereinigung iſt ein Teil der Kirchen⸗ 
ſteuern auf den Kommunaletat zu übernehmen. 


$ 10. 


Die beiden Friedhöfe der Landgemeinde Baukau bleiben beſtehen. Die 
bisherigen alten Preiſe zur Erlangung von Privatgruften bleiben für die Ein⸗ 
geſeſſenen des Bezirkes der Landgemeinde Baukau beſtehen, ſolange noch auf den 
jetzt vorhandenen Friedhöfen Plätze abzugeben ſind. 


§ 11. 


Auch nach der Vereinigung ſoll im Bezirke der jetzigen Landgemeinde 
Baukau ein Standesamt, ein Meldeamt, eine Abfertigungsſtelle für Invaliden⸗ 
und Altersverſicherung und eine Polizeiſtation beſtehen bleiben. Außerdem ſind 
ausreichende Steuerhebetermine ſowohl bei Fälligkeit der Steuern wie auch nach 
erfolgter Mahnung im Bezirke der Landgemeinde abzuhalten. 

10 Jahre nach der Vereinigung können die Standesämter in Herne und 
Baukau vereinigt werden. 8 


VE 


8 12. 


Die Stadt Herne verpflichtet ſich ferner zu folgenden Leiſtungen im Bezirke 
der Landgemeinde Baukau nach erfolgter Vereinigung: 


1. Die Unterführung der Eiſenbahn Herne-Bismarck bei Schmiedeshoff 
iſt innerhalb 5 Jahren auf mindeſtens 12 Meter zu erweitern. 

2. Es iſt anzuſtreben, daß die im Zuge der Strünkeder Straße über den 
Herne⸗Rhein⸗Kanal zu erbauende Brücke eine nutzbare Breite von 
15 Meter erhält. i 

3. Die Kaiſerſtraße iſt im Laufe des Sommers 1908 chauſſeemäßig aus⸗ 
zubauen. 

4. An der Hafenſtraße und im weſtlichen, nördlich von der Eiſenbahn 
Herne Bismarck, weſtlich von der Eiſenbahn Wanne Recklinghauſen 
begrenzten Teile der Landgemeinde Baukau iſt je eine Schule zu 
errichten. Die letztere Schule muß im Herbſte 1908 bezugsfertig ſein. 

5. Auf dem an der Herner Straße belegenen Grundſtücke der Gemeinde 
Baukau und auf dem Karlsplatze ſind innerhalb 2 Jahren Wochen⸗ 
märkte einzurichten. Innerhalb dieſer Friſt iſt die Einrichtung eines 
Viehmarkts auf dem erſteren Platze anzuſtreben. 

6. Die Weiterführung der Straßenbahn Baukau-Höntrop über die Vieh⸗ 
hofſtraße zum neuen Bahnhofe Herne ſowie die Weiterführung dieſer 
Bahn nach Crange bis zur elektriſchen Bahn Wanne - Herten iſt an⸗ 

ziuſtreben. 

7. An die evangeliſche und katholiſche Kirchengemeinde Baukau ſind am 
1. Oktober 1908 je 12500 Mark und am 1. Oktober 1909 eben⸗ 
falls je 12 500 Mark zu zahlen. 


$ 13. 


Inſofern durch die Vereinigung eine Unterbrechung der Friſt zum Erwerbe 
des Unterſtützungswohnſitzes für die Einwohner der Stadt Herne und der Land⸗ 


gemeinde Baukau eintritt, übernimmt die erweiterte Stadtgemeinde Herne die 


Verpflichtung, von den lediglich aus der Unterbrechung der Friſt ihr erwachſenen 
Rechten (Anſprüchen oder Einwendungen anderen Armenverbänden gegenüber) 
keinen Gebrauch zu machen. 


$ 14. 


Sollte die Vereinigung der Gemeinden noch nicht zum 1. April 1908 ſtatt⸗ 
finden können, fo kann durch Geſetz ein anderer Zeitpunkt für die Vereinigung 
feſtgeſetzt werden. Geſchieht dies, jo tritt überall, wo in dieſem Vertrage vom 
1. April 1908 die Rede ift, an deſſen Stelle der anderweit feſtgeſetzte Zeitpunkt. 

N ale 


Die in dieſem Vertrage ſonſt genannten Begrenzungsdaten werden dann 
in gleichem Maße hinausgeſchoben. 
18. Januar 


14. Februar us 


Herne⸗Baukau, den 


Der Magiſtrat. Der Amtmann. Der Gemeindevorſteher. 


(Siegel) Dr. Büren. (Siegel) Dr. la Roche. Giegel) Saſſenhoff. 
Dr. Sporleder. 


le 


Vertrag. 


wischen der Stadt Herne, vertreten durch den Magiſtrat, dieſer handelnd auf 
Grund der Beſchlüſſe des Magiſtrats und der Stadtverordnetenverſammlung vom 
13. und 16. Januar 1908, einerſeits, und der Landgemeinde Horſthauſen, ver⸗ 
treten durch den Amtmann Dr. la Roche zu Baukau und den Gemeindevorſteher 
Dr. Kraus zu Horſthauſen, letztere handelnd auf Grund des Beſchluſſes der 
Gemeindevertretung Horſthauſen vom 9. Januar 1908, anderſeits, iſt heute 
nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen und urkundlich vollzogen worden: 


8 1. 

Vom 1. April 1908 ab' treten die Stadt Herne und die Landgemeinde 
Horſthauſen zu einer einzigen, unter einer Verwaltung ſtehenden Stadtgemeinde 
Herne zuſammen. Es werden mithin alle Einwohner des erweiterten Stadt⸗ 
bezirkes, ſoweit nachſtehend nicht etwa Abweichendes beſtimmt ift, hinſichtlich aller 
Rechte und Pflichten, welche mit der Gemeindeangehörigkeit verknüpft ſind, ſowie 
rückſichtlich der beiderſeitigen Gemeindeanſtalten einander gleichgeſtellt. 


ER, 

Das ſämtliche Vermögen der Stadt Herne ſowie der Landgemeinde Horſt⸗ 
hauſen wird bei der kommunalen Vereinigung in Aktiven und Paſſiven zu einem 
Ganzen verſchmolzen. Die vereinigte Stadtgemeinde tritt ſomit in alle privat⸗ 
rechtlichen Befugniſſe und Verbindlichkeiten der Einzelgemeinden Herne und Horſt⸗ 
hauſen als deren Rechtsnachfolgerin ein. 
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§ 3. 

Mit dem Tage der Vereinigung übernimmt die Stadtverwaltung von 
Herne die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten von Horſthauſen ſowie die 
dem Gemeindevorſtande daſelbſt zugewieſenen ſtaatlichen Obliegenheiten. Die 
Stadtverwaltung von Herne tritt in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, 
welche nach Geſetz oder auf Grund beſonderer Rechtstitel der Gemeindeverwaltung 
von Horſthauſen zuſtehen oder obliegen. 


§4. 

Die in Herne beſtehende Einrichtung des Gemeindeweſens ſowie die daſelbſt 
geltenden Steuerordnungen, Ortsſtatute, Reglements, Polizeiverordnungen und 
Gemeindebeſchlüſſe erhalten in dem Horſthauſener Bezirke Wirkſamkeit, ſoweit 
nachſtehend nicht etwa Abweichendes beſtimmt wird. 

Der Erſte Bürgermeiſter von Herne hat die zum Zwecke der Einführung 
erforderlichen Anordnungen zu treffen; mit dieſer Einführung verlieren die ent⸗ 
ſprechenden, jetzt in Horſthauſen geltenden Beſtimmungen ihre Kraft. 


5. 
In Horſthauſen bleibt die Grundſteuer nach dem gemeinen Werte bis zum 
1. April 1916 in Geltung. 


§ 6. 

Bis zum 1. Januar 1916 bildet die jetzige Landgemeinde Horſthauſen 
im Stadtbezirke Herne einen beſonderen Wahlbezirk. 

Die Gewerkſchaft Friedrich der Große in Horſthauſen, deren Betriebsſtätte 
ſich auch über die Landgemeinde Baukau erſtreckt, behält ihr Wahlrecht auch in 
dieſem Gemeindebezirke. 

Horſthauſen ſendet aus der Zahl der jetzigen Gemeindevertreter am 1. April 
1908 6 Stadtverordnete nach Herne, und zwar in jede Abteilung 2. Die Ver⸗ 
teilung der 6 auszuwählenden Stadtverordneten iſt Sache der Gemeindevertretung 
von Horſthauſen. Alle 2 Jahre, erſtmalig zum 1. Januar 1909, ſcheidet von 
jeder Abteilung 1 Mitglied aus. Die zum erſten Male Ausſcheidenden werden 
durch das Los beſtimmt. Die Ergänzungswahlen finden in Horſthauſen und 
Herne gleichzeitig ſtatt. In dieſem Wahlbezirke dürfen auch Perſonen, die in 
dem anderen ihren Wohnſitz haben, gewählt werden. Den Horſthauſener Stadt- 
verordneten wird eine ihrer Zahl entſprechende Beteiligung an den Deputationen 
und Kommiſſionen der Stadt Herne gewährleiſtet. 


8 
Der Gemeindevorſteher, Herr Dr. Kraus, wird vom 1. April 1908 ab 
auf 6 Jahre Stadtrat in Herne. 


: ee 
Der Friedhof in Horſthauſen bleibt beſtehen. Er iſt durch Ankauf be⸗ 
nachbarter Grundſtücke nach Möglichkeit ſo zu erweitern, daß er für die Be⸗ 
völkerung der Landgemeinde Horſthauſen dauernd ausreicht. 


§ 9. 

Auch nach der Vereinigung ſoll im Bezirke der jetzigen Landgemeinde 
Horſthauſen ein Meldeamt, eine Abfertigungsſtelle für Invaliden⸗ und Alters⸗ 
verſicherung und eine Polizeiſtation beſtehen bleiben. Außerdem ſind ausreichende 
Steuerhebetermine ſowohl bei Fälligkeit der Steuern wie auch nach erfolgter 
Mahnung im Bezirke der Landgemeinde abzuhalten. Horſthauſen erklärt ſich 
aber damit einverſtanden, wenn dieſe Dienſtſtellen gemeinſchaftlich für die jetzigen 
Landgemeinden Baukau und Horſthauſen in Baukau an der Strünkeder oder 
Bismarckſtraße eingerichtet werden. Horſthauſen bildet nach der Eingemeindung 
einen eigenen Armenbezirk. 


$ 10. 
Die Stadt Herne verpflichtet fich ferner zu folgenden Leiſtungen im Bezirke 
der Landgemeinde Horſthauſen nach erfolgter Vereinigung: 

1. Die Herner Straße und die Werderſtraße bis zur Wirtſchaft Korte zu 
pflaſtern. Die Herner Straße von der Brauerei bis Umfermann ſoll 
nach erfolgter Kanaliſation, nach Möglichkeit noch im Jahre 1908, 
gepflaſtert werden. 

2. Nach Regulierung der Emſcher die Kanaliſation von Horſthauſen in 
Angriff zu nehmen und dieſelbe nach Möglichkeit innerhalb eines Zeit⸗ 
raums von 5 Jahren zu vollenden. N 

3. An den evangeliſch⸗kirchlichen Verein Horſthauſen ſowie an die katho⸗ 
liſche Kirchengemeinde dortſelbſt als Beihilfe zum Bau einer evangeliſchen 
und katholiſchen Kirche in drei Raten, die am 1. April 1909, 1. April 
und 1. Oktober 1910 fällig werden, zuſammen je 50 000 Mark zu 
ahlen. 5 

4. An die Gemeinde Horſthauſen vor der Vereinigung 25000 Mark zu 
zahlen zur Verwendung im öffentlichen Intereſſe nach Ermeſſen der 
Gemeindevertretung von Horſthauſen. 

5. Den Bau einer elektriſchen Straßenbahn von Horſthauſen nach Herne 
anzuſtreben. 5 

6. Die Herſtellung einer Unterführung unter den Bahngleiſen im Zuge 
der Fabrikſtraße anzuſtreben. Für den Fall dieſer Herſtellung wird 
Herne die Fabrikſtraße für den öffentlichen Verkehr in Anſpruch nehmen. 

7. Herne verzichtet der Gewerkſchaft Friedrich der Große gegenüber bis 
zum 1. April 1920 auf Erhebung von Kolonieabgaben. 


us 


8. Die Überſchüſſe aus dem zu erbauenden Gemeindegaſthauſe für öffent⸗ 
liche Zwecke im Bezirke der Landgemeinde Horſthauſen zu verwenden. 
Über die Verwendung dieſer Überſchüſſe hat eine Kommiſſion zu be⸗ 
finden, die aus dem Gemeindevorſteher und 3 weiteren Mitgliedern 
der Gemeindevertretung von Horſthauſen beſteht und mit dem Rechte 
der Kooptation ausgeſtattet iſt. 

Das Gemeindegaſthaus darf bis zum 1. April 1925 ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Gaſthauskommiſſion nur veräußert werden, wenn es 
5 aufeinanderfolgende Jahre mit Unterbilanz gearbeitet hat. 


d $ 11. 

Inſofern durch die Vereinigung eine Unterbrechung der Friſt zum Er⸗ 
werbe des Unterſtützungswohnſitzes für die Einwohner der Stadt Herne und der 
Landgemeinde Horſthauſen eintritt, übernimmt die erweiterte Stadtgemeinde Herne 
die Verpflichtung von den lediglich aus der Unterbrechung der Friſt ihr erwachſenen 
Rechten (Anſprüchen oder Einwendungen anderen Armenverbänden gegenüber) 
keinen Gebrauch zu machen. 

§ 12. | 

Sollte die Vereinigung der Gemeinden noch nicht zum 1. April 1908 ſtatt⸗ 
finden können, ſo kann durch Geſetz ein anderer Zeitpunkt für die Vereinigung 
feſtgeſetzt werden. Geſchieht dies, fo tritt überall, wo in dieſem Vertrage vom 
1. April 1908 die Rede iſt, an deſſen Stelle der anderweit feſtgeſetzte Zeitpunkt. 

Die in dieſem Vertrage ſonſt genannten Begrenzungsdaten werden dann 
in gleichem Maße hinausgeſchoben. 


Herne⸗Horſthauſen, den 18. Januar 1908. 


Der Magiſtrat. Der Amtmann. Der Gemeindevorſteher. 


(Siege) Dr. Büren. (Siegel) Dr. la Roche. (Siege) Dr. Kraus. 
Dr. Sporleder. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind 
bekannt gemacht: 


1. 


das am 15. Januar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Weißenborn zu Weißenborn im Landkreiſe Göt⸗ 
tingen durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Hildesheim Nr. 10 
S. 33, ausgegeben am 6. März 1908, 


das am 24. Februar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 


genoſſenſchaft Darkehmen zu Darkehmen durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Gumbinnen Nr. 13 S. 87, ausgegeben am 25. März 1908, 


das am 24. Februar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft Thegſten zu Thegſten im Kreiſe Heilsberg durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 13 S. 115, 
ausgegeben am 26. März 1908, 


das am 24. Februar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft Damgarten zu Damgarten im Kreiſe Franzburg 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stralſund Nr. 12 S. 61 
ausgegeben am 19. März 1908; 


das am 2. März 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 


genoſſenſchaft IV zu Fleringen im Kreiſe Prüm durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Trier Nr. 14 S. 127 ausgegeben am 4. April 1908; 


das am 2. März 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft Paulen zu Paulen im Kreiſe Braunsberg durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 13 S. 111, 
ausgegeben am 26. März 1908. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin „gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefekfammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 


- 


und 1884 bis 1903 zu 2,0 AM) find an die Poſtauſtalten zu richten. 


